
Es ist eine Schande
für Österreich, sich
der schwächsten
Mitglieder der
Gesellschaft
einfach zu
entledigen.

QUERGESCHRIEBEN
VON ANNA GOLDENBERG

Die Abschiebungen nach
Afghanistan sind eine Schande
Ein Recht auf ein faires Verfahren und Schutz vor Willkür, die in Afghanistan droht,
haben nicht nur „Vorzeigeflüchtlinge“, sondern alle.

Z um Beispiel Samir. Zweimal war
die Polizei schon da, um den
36-Jährigen aus dem niederöster-

reichischen Dorf zu holen, in dem er seit
2015 lebt. Sie konnten ihn nicht mitneh-
men, weil er nicht an seinem Wohnort
war. Es ist aber nur eine Frage der Zeit,
bis sie ihn finden: Sein Antrag auf huma-
nitäres Bleiberecht wurde im November
abgelehnt. Früher oder später wird er ab-
geschoben werden, nach Afghanistan,
ein Land, in dem er noch nie gelebt hat.

Samir, der eigentlich anders heißt, ist
Hazara, im Iran geboren und aufgewach-
sen. Die Hazara sind eine schiitische
Minderheit, die im sunnitischen Afgha-
nistan verfolgt werden. Im
ebenfalls schiitischen Iran,
in dem rund zwei Millionen
Afghanen, großteils Hazara,
leben, geht es ihnen kaum
besser: Dort betrieb Samir
zwar ein Geschäft, aber
nicht legal, weil er als
Flüchtling keine Arbeitsge-
nehmigung hatte. Er lieh
sich Geld, doch weil er als
Hazara keinen Kredit bei
einer Bank aufnehmen durf-
te, war er auf mafiöse Kredithändler an-
gewiesen. Die Wirtschaftslage ver-
schlechterte sich, Samir konnte nicht zu-
rückzahlen. Die Kredithändler stellten
ihn vor die Wahl: Wenn er nicht zahlte,
würden sie ihn als Söldner nach Syrien
schicken – oder ermorden. Samir tauchte
mit seiner Frau und den drei Kindern un-
ter, 2015 floh er nach Österreich.

Es tut nichts zur Sache, dass Samir
mittlerweile Deutsch spricht, in dem nie-
derösterreichischen Dorf als bestens in-
tegriert gilt, Freunde hat und ehrenamt-
lich arbeitet. Wichtig ist, dass Samir bald
in eines der gefährlichsten Länder der
Welt deportiert wird. Selbst wenn er in
dem Dorf mit niemandem ein Wort ge-
sprochen oder den Supermarkt überfal-
len hätte, ist das nicht gerechtfertigt –
sondern bleibt eine Menschenrechtsver-
letzung. Österreich hat in Afghanistan
nicht einmal eine Botschaft, das Außen-
ministerium warnt vor Reisen. Trotzdem
hat Österreich in den ersten acht Mona-
ten dieses Jahres 43 Menschen dorthin
abgeschoben; 120 waren es im Vorjahr.
Dass Samir nach seinem negativen Asyl-
verfahren nicht sofort ausgereist ist, wirft

ihm das Bundesamt für Asyl- und Frem-
denwesen in seinem Bescheid nun vor:
„Dieses Verhalten zeigt schon, dass sie
nicht gewillt sind, sich an die österreichi-
sche Rechtsordnung zu halten.“

Seit 2016 haben die EU und Afghanis-
tan ein Abkommen, das Abschiebungen
erleichtert. Afghanistan erhält dafür
1,2 Milliarden Euro Finanzhilfen. Samir
würde sofort einen Pass bekommen, ob-
wohl er nie dort gelebt hat und nieman-
den kennt. „Ein Hazara, der in ein Gebiet
zurückgeführt wird, in dem er keine ge-
festigten sozialen Bindungen hat, wird
wahrscheinlich verarmen oder Ausbeu-
tung und Plünderung zum Opfer fallen“,

heißt es im Bericht der
UNHCR zu Afghanistan
(2016). Würde er nach Herat
oder Mazar e-Sharif kom-
men, sei seine „Lebens-
grundlage gesichert“, befin-
det hingegen das BFA. Nicht
zuletzt, weil die „Vorfalls-
häufigkeit“ von Anschlägen
„nicht so groß“ sei.

Zwei ähnliche Schick-
sale sorgen für Schlagzeilen:
Am Montag wurde die Ab-

schiebung des 22-jährigen Zia verhindert.
Er lebt in einem Kloster in Langenlois.
Auf einen Brief der Ordensschwestern
reagierte der Bundespräsident und setzte
die Abschiebung aus. Und im November
wurde der 20-jährige Hossein, ein Lehr-
ling in Schladming, doch nicht abgescho-
ben. Er ist Hazara wie Samir, im Iran ge-
boren. Der Fall wird nun neu aufgerollt.

G ut, dass die Politik reagiert und
persönliches Engagement etwas
bringt. Gut auch, dass der Natio-

nalrat am Mittwoch ein Abschiebestopp
für Asylwerber in Lehre beschlossen hat.
Aber das ist nicht genug. Es reicht nicht,
die Einzelschicksale von wohlintegrierten
Menschen publik zu machen und darauf
zu hoffen, dass sie verschont bleiben. Ein
Recht auf faire Verfahren und Schutz vor
Willkür, die in Afghanistan droht, haben
nicht nur „Vorzeigeflüchtlinge“, sondern
alle. Innenminister Wolfgang Peschorn
muss die Abschiebungen nach Afghanis-
tan sofort beenden. Es ist eine Schande
für Österreich, sich der schwächsten, viel-
fach traumatisierten Mitglieder der Ge-
sellschaft einfach zu entledigen.
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Migranten rechtfertigen soll, ist an
Zynismus kaum zu überbieten. Es
mag wenig erstaunen, wenn Pre-
mier Viktor Orbán wiederholte
Entgleisungen dieser Art seines
Stellvertreters kommentarlos
übergeht. Umsomehr irritiert ge-
rade auch im Ausland die Zurück-
haltung des Klerus im traditionell
katholischen Ungarn angesichts
der menschenverachtenden Hal-
tung von rechtskonservativen Poli-
tikern, deren Partei mit populisti-
schemGetöse christlicheWerte
auf ihre Fahnen schreibt.

Bei näherer Betrachtung lässt
sich die auffallende Diskretion der
Kirchenvertreter mit ihrer wirt-
schaftlichen Abhängigkeit von der
Orbán-Regierung erklären. Diese
liegt an den josephinischen Erhal-
tungsstrukturen, die selbst den
Kommunismus überstanden
haben. Ungarns Priester wurden
vom Staat bezahlt, und Orbán hält
diese Praxis in Form finanzieller
Unterstützung für die regierungs-
treuen kirchlichen Einrichtungen
und ihre Amtsträger aufrecht. Ab-
weichlern werden hingegen die

staatlichen Subventionen gekürzt
oder entzogen. Eine etwamit
Österreich vergleichbare zweck-
gebundene Kirchensteuer gibt es
in Ungarn nicht.

DasWohlwollen der Regie-
rungspartei ist somit für den Kle-
rus und seine Strukturen eine exis-
tenzielle Voraussetzung. Dass die
Kirche in ihrem Verständnis als
ethisch-moralische Instanz und
gesellschaftspolitisches Korrektiv
öffentlich kaum in Erscheinung
tritt, wird dem forcierten Anspruch
des Fidesz auf ein ungestörtesMei-
nungsbildungsmonopol wohl eher
nicht zuwiderlaufen.
Dr. Stefan B. Szalachy, M.A., 2340 Mödling

„Die Natur verzeiht
eben keine Fehler“
„Eine Freiheit ohneWahl“ von
Franz Schandl, „Spectrum“, 7.12.
Manmuss kein konservativer
Katholik wie Patrick J. Deneen
sein, um zu erkennen, dass der
politische Liberalismus eine frag-
würdige Ideologie ist. Mit seinem
scheinbarenWiderpart, dem

Sozialismus, hat er ein verzerrtes
Menschenbild gemein. Letzterer
vergötzt das Kollektiv, der Libera-
lismus das Individuum. Beide
Ideologien versprechen Freiheit,
führen aber tatsächlich neue
Zwänge ein. In unserer angeblich
freien und offenen Gesellschaft
herrscht durch die Political Cor-
rectness faktische Zensur. Deneen
hat recht, wenn er von zunehmen-
der Entwurzelung und Geschichts-
losigkeit des westlichenMenschen
schreibt. Mann, Frau, Familie und
Gemeinschaft sind das Ergebnis
biologischer und kultureller Evo-
lution und keinesfalls reaktionäre
„Konstrukte“.

Konstrukte sind vielmehr die
60 Geschlechter des Gender-Main-
streaming. Als tragische Figuren
der Entfremdung von den natür-
lichen Grundlagen humaner Exis-
tenz sehen wir homosexuelle
Paare, die ihr Kind von indischen
Leihmüttern austragen lassen, und
Karrierefrauen, die glauben, auf
Kinder verzichten zumüssen. Das
Scheitern des radikal-liberalen
Gesellschaftsmodells offenbart

sich folgerichtig im dramatischen
Rückgang der Geburten in den
westlichen Ländern. Die Natur
verzeiht eben keine Fehler.
DI Werner Grandl, 3430 Tulln

„Putin ist schlau,
Kneissl ist klug“
„Kneissls ,Prinz Eugen‘ imMos-
kauer Puschkin-Museum“ von
Jutta Sommerbauer, 7.12.
Der ausgezeichneten Russland-
Korrespondentin muss hier wider-
sprochen werden, wenn sie Karin
Kneissl eine „Romanzemit dem
Kreml“ vorwirft, weil diese ihr ins
Russische übersetzte Kinderbuch
über Prinz Eugen, das „gerüchte-
weise“(!) Putin gefiel, im Rahmen
einer Veranstaltung des österrei-
chisch-russischen Dialogforums
(!) präsentieren wird. Ein Buch
„über den Oberbefehlshaber im
Krieg gegen die Osmanen“ diene
nicht der Völkerverständigung.
Aber nicht Prinz Eugen war der
Aggressor, das waren die Osmanen
unter Sultan Achmed III.! Prinz
Eugen befreite den Balkanmit

kluger Taktik und persönlichem
Mut in drei Schlachten (Mohács,
Peterwardein, Belgrad).

Kneissl (sie ist bis heute partei-
los) spricht fünf Sprachen, darun-
ter Russisch und Arabisch. Sie hat
die große Perspektive und sieht die
Beiträge Russlands zur europäi-
schen Literatur, Musik undMale-
rei. Wir hoffen wie Kneissl und
viele Russen auf ein besseres, ein
europäisches Russland nach Putin.
Putin ist schlau, Kneissl ist klug.
Dr. Günter Lachawitz, 3400 Klosterneuburg

Zu Ehren des österreichischen Schriftstellers
und Europäers Zweig benennt das EU-
Parlament heute das Brüsseler Atrium nach ihm.

Ein Haus, das Stefan
Zweigs Namen trägt
VON IRATXE GARCÍA

Z u Ehren Stefan Zweigs be-
nennt das Europäische Par-
lament heute eines seiner

Brüsseler Gebäude nach dem
Schriftsteller und Europäer. Die
Botschaft seines Lebens und Wer-
kes ist mehr denn je ein Weckruf
an uns alle. Haben wir doch die
tiefen Ursprünge des Übels verges-
sen, das Zweig zuerst ins Exil
zwang und dann in Brasilien in
den Freitod trieb: Ultranationalis-
mus, Antisemitismus und Hass auf
Minderheiten.

Ebenso wie die Gründergene-
ration der Europäischen Gemein-
schaft im Zeitalter der europäi-
schen Kaiserreiche geboren,
wuchs Zweig im kosmopolitischen
und polyglotten Wien auf. „Nir-
gends war es leichter, Europäer zu
sein“, so der Schriftsteller. Doch
der Fortschrittsglaube seiner Ge-
neration wurde jäh durch den Ers-
ten Weltkrieg und den Aufstieg au-
toritärer und totalitärer Mächte
zerschmettert. Rohe Gewalt be-
siegte die Vernunft. Angesichts von
Ungewissheit suchten viele Schutz
in Sicherheit. Auch um den Preis
der Freiheit. Doch was ist Sicher-
heit ohne Freiheit schon?

Für Zweig, der sich selbst als
„Österreicher, Jude, Schriftsteller,
Humanist und Pazifist“ bezeichne-
te, war persönliche Freiheit das
wertvollste Gut. Als er staatenlos
wurde, schlug seine jugendliche
Lebensfreude in Bitterkeit um.
Musste er doch erleben, dass ein
Mensch mit seinen Ausweispapie-
ren nicht nur sein Land, sondern
auch seine Würde und seine Men-
schenrechte verliert.

Seine Erinnerungen zeichnen
den scharfen Widerspruch nach
zwischen seinem europäischen
Traum von Frieden und Einheit
und der Gewalt, deren Zeuge er
wurde. Alles beginnt mit der Unfä-
higkeit, Empathie zu empfinden.
Zweig lehrt uns, Toleranz niemals
als Zeichen von Schwäche, son-
dern als ethischen Grundwert zu
schätzen. Deshalb müssen alle
Alarmglocken läuten, wenn Politi-
ker wieder Ängste und Vorurteile
schüren und den „Anderen“ ent-
menschlichen. Wir Europäer dach-

ten lange, wir seien immun gegen
dieses Gift – aber ist es zurück.
Rechtsextreme Parteien gewinnen
an Boden, auch im Europäischen
Parlament. In den kommenden
fünf Jahren gilt es zu zeigen, dass
wir nur gemeinsam in unserer
Vielfalt die Herausforderungen an-
packen können.

Die EU wird oft als Familie be-
schrieben. Eine ganz schön vielfäl-
tige Familie. Sie wächst, sie verän-
dert sich, jeder muss seinen Platz
in ihr finden. Europa gehört uns
allen. Damit Europa sich weiter-
entwickelt, müssen wir uns ken-
nenlernen, miteinander reden und
arbeiten. Das war der Traum von
Stefan Zweig: ein offenes, ein soli-
darisches Europa.

Die EU, eine vielfältige Familie
Heute sind Stefan Zweigs Gedan-
ken eine Anregung, um über He-
rausforderungen wie Klimanot-
stand, Migration, künstliche Intel-
ligenz nachzudenken. Sind wir
doch erneut mit einem rasanten
und disruptiven sozialen und tech-
nologischen Wandel konfrontiert.
Technologie muss den Menschen
dienen, ihr Leben besser machen,
Möglichkeiten für alle schaffen
und das Überleben auf unserer
Erde sichern. Das heißt vor allem:
weg von den einseitigen Produkti-
vitäts- und Wachstumsdiskursen
und vor allem die Menschenwürde
wieder ins Zentrum stellen.

„Aber wenn wir mit unserem
Zeugnis auch nur einen Splitter
Wahrheit aus ihrem zerfallenen
Gefüge der nächsten Generation
übermitteln, so haben wir nicht
ganz vergebens gewirkt“, schrieb
Zweig. Auch 77 Jahre nach seinem
Tod wirkt die Kraft seines Werkes
weiter. Wir verpflichten uns, das
Andenken Zweigs lebendig zu hal-
ten, indem wir an einem offenen,
solidarischen Europa mitwirken,
das das Leben der Menschen bes-
sermacht.

Iratxe Garćıa (*1974) ist Vorsitzende der
sozialdemokratischen Fraktion im Europäi-
schen Parlament, auf deren Betreiben das
Europäische Parlament das Atrium, den
Gebäudeteil in Brüssel, in dem die Sozial-
demokraten beheimatet sind, in Stefan-
Zweig-Gebäude umbenennt.
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